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Tenor:

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulassung der
Berufung in dem Urteil des Sozialgerichts Köln vom 29.09.2015
wird zurückgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten.

 
Gründe:

Streitig ist, ob der Kläger einen Anspruch auf Bewilligung von Leistungen für die Anschaffung
einer Waschmaschine hat.

Die Nichtzulassungsbeschwerde (§ 145 SGG) ist statthaft und zulässig. Die Berufung ist
zulassungsbedürftig. Gemäß § 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG bedarf die Berufung der
ausdrücklichen Zulassung, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes bei einer Klage, die
eine Geld- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft, 750,00
EUR nicht übersteigt und keine wiederkehrenden oder laufenden Leistungen für mehr als ein
Jahr betrifft (§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG). Dies ist vorliegend der Fall, da die Beteiligten
übereinstimmend und zutreffend davon ausgehen, dass der Anschaffungswert der begehrten
Waschmaschine 750 EUR nicht übersteigt.

Die Beschwerde ist unbegründet.

Nach § 144 Abs. 2 SGG ist eine Berufung zuzulassen, wenn
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1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 2. das Urteil von einer Entscheidung des
Landessozialgerichts, des Bundessozialgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten
Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser
Abweichung beruht oder 3. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender
Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen
kann.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne
des § 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG hat eine Rechtssache, wenn sie eine bisher ungeklärte
Rechtsfrage aufwirft, deren Klärung im allgemeinen Interesse liegt, um die Rechtseinheit zu
erhalten und die Weiterentwicklung des Rechts zu fördern. Ein Individualinteresse genügt
nicht. Die Rechtsfrage darf sich nicht unmittelbar und ohne weiteres aus dem Gesetz
beantworten lassen oder bereits von der höchstrichterlichen Rechtsprechung entschieden
sein. Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht gegeben. Vom BSG ist, worauf das
Sozialgericht in seiner Entscheidung auch Bezug nimmt, bereits entschieden worden, dass
eine Waschmaschine zu den für eine geordnete Haushaltsführung erforderlichen
Haushaltsgeräten zählt (BSG, Urteil vom 19.09.2008 - B 14 AS 64/07 R). Eine
Unterscheidung nach der Anzahl der Haushaltsangehörigen wird dabei vom BSG nicht
vorgenommen. Somit kann eine Waschmaschine grundsätzlich Bedarf für Erstausstattung für
die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräte iSd § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II sein. Die
vom Beklagten angeführtem hiervon abweichende Entscheidung des SG Freiburg vom
26.04.2006 - S 12 AS 393/06 ist aufgrund dieser Rechtsprechung des BSG überholt und
begründet eine grundsätzliche Bedeutung nicht.

Auch der Berufungszulassungsgrund des § 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG (Divergenz) liegt nicht vor.
Eine Divergenz liegt nur vor, wenn ein Sozialgericht in der angefochtenen Entscheidung
einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem abstrakten Rechtssatz des
Landessozialgerichts, des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten
Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts aufgestellt hat. Eine
Abweichung ist nicht schon dann anzunehmen, wenn die Entscheidung des Sozialgerichts
nicht den Kriterien entspricht, die diese Gerichte aufgestellt haben, sondern erst dann, wenn
es diesen Kriterien widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Die evtl.
Unrichtigkeit einer Entscheidung im Einzelfall begründet keine Divergenz (vgl. BSG,
Beschluss vom 05.10.2010 - B 8 SO 61/10 B mit weiteren Rechtsprechungsnachweisen zum
gleichlautenden § 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG; ständige Rechtsprechung des Senats, vgl. nur
Beschluss vom 29.09.2014 - L 7 AS 201/14 NZB). Bei der Frage, ob eine Abweichung von
einer Entscheidung des Landessozialgerichts zu bejahen ist, beschränkt sich die Prüfung auf
das zuständige Berufungsgericht (Breitkreuz/Schreiber, in: Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl., §
144 Rn. 35). Das Sozialgericht hat keinen abweichenden Rechtssatz im Sinne dieser
Ausführungen aufgestellt. Vielmehr folgt es in seiner Entscheidung der Rechtsprechung des
BSG.

Ebenso wenig liegt der Zulassungsgrund des § 144 Abs. 2 Nr. 3 SGG vor, da der Beklagte
keine der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegenden Verfahrensmängel geltend
macht, die vorliegen und auf denen das Urteil beruhen kann.

Mit der Ablehnung der Nichtzulassungsbeschwerde wird das Urteil rechtskräftig, § 145 Abs. 4
Satz 4 SGG.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG.
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Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht anfechtbar (§ 177
SGG).
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